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Abb. 5: Änderung der Arbeitslosenquoten im Zeitraum von Oktober 2008 bis Oktober 
2009, bezogen auf alle Erwerbspersonen, Kreise und kreisfreie Städte 

 
Quelle: Daten Bundesagentur für Arbeit; Berechnungen HWWI 
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Bisherige Entwicklung der Arbeitslosigkeit auf regionaler Ebene 

Die Abbildung 5 zeigt die Veränderung der Arbeitslosenquote zwischen Oktober 2008 
und 2009. Entsprechend den zuvor dargelegten Veränderungen beim Umsatz sowie bei 
der räumlichen Konzentration bestimmter Branchen und der Exportquoten der einzelnen 
Teilräume zeigt sich, dass im Osten Deutschlands sowie in strukturschwachen Teilen 
Nordwestdeutschlands kein bzw. nur ein sehr geringer Anstieg der Arbeitslosigkeit zu 
verzeichnen war. Stärker betroffen sind die bislang strukturstarken Räume in Nord-
rhein-Westfalen sowie in Baden-Württemberg und Bayern. Mit den Arbeitslosigkeitsda-
ten kann die bisherige regionale Betroffenheit beschrieben werden. Die Arbeitslosigkeit 
im weiteren Verlauf der Krise kann sich räumlich anders darstellen. So macht der Ar-
beitsmarktmonitor des IAB Aussagen über die Arbeitsmarktrisiken in den einzelnen Ar-
beitsagenturbezirken. Zum Beispiel hat der Arbeitsagenturbezirk Ingolstadt zwar nahe-
zu Vollbeschäftigung, besitzt jedoch ein hohes Arbeitsmarktrisiko (wegen der Automo-
bilindustrie). Dieses Risiko ist allerdings „abstrakt“. Für 2010 ist bundesweit mit einer 
Zunahme der Arbeitslosenzahlen, aber auch der Insolvenzzahlen zu rechnen.  

 Mittelfristige Veränderungen der räumlichen Effekte der Krise 

Die Arbeitslosigkeit, die – wie eingangs dieses Kapitels dargestellt wurde – in den fol-
genden Jahren eher weiter steigen als zurückgehen wird, dürfte sich mittelfristig sowohl 
auf die Konsumausgaben als auch auf die Einnahmen der öffentlichen, speziell der 
kommunalen, Haushalte negativ auswirken. Wenn durch den Rückgang der Binnen-
nachfrage auch jene Branchen in den Sog der Krise geraten, die bisher glimpflich davon 
gekommen sind, so dürfte sich dies vor allem für die bislang bereits strukturschwachen 
und peripheren Regionen negativ auswirken. Hier sind vielfach – nicht zuletzt im Osten 
Deutschlands – die Unternehmensstrukturen vergleichsweise instabil. Zudem reagieren 
die Kommunen in diesen Teilräumen besonders sensibel auf den generellen Rückgang 
des Steueraufkommens (der über die Beteiligung der Kommunen an der Einkommen- 
und Umsatzsteuer bzw. über den Kommunalen Finanzausgleich auch die kommunale 
Ebene betrifft, selbst wenn die örtliche Wirtschaftskraft relativ stabil geblieben ist). In 
der Folge werden die Kommunen in den strukturschwachen Regionen entweder die 
Qualität ihrer Infrastrukturangebote reduzieren oder ihre Gebühren und Beiträge erhö-
hen – mit wiederum negativen Konsequenzen für die Entwicklung der privaten Wirt-
schaft. 

Da auch die Belebung der Konjunktur wiederum vom Export getragen wird, ist zu er-
warten, dass diejenigen Teilräume, in denen jetzt starke Einbrüche zu verzeichnen sind, 
auch als erste wieder an Wirtschaftsleistung gewinnen werden. Mithin ist in mittlerer 
Sicht zu erwarten, dass sich die vor der Krise gegebenen räumlichen Muster der wirt-
schaftlichen Entwicklung im Großen und Ganzen wieder einstellen werden. Allerdings 
kann es gemäß den zuvor erläuterten Risiken für strukturschwache Teilräume für einige 
von ihnen ceteris paribus zu einer eher noch ungünstigeren Struktur als vor der Krise 
kommen. Ebenso ist es möglich, dass einzelne der strukturstarken Räume aufgrund der 
„reinigenden“ Wirkung der Konjunkturkrise ceteris paribus mittelfristig nicht wieder 
das alte Niveau erreichen werden, wenn ein regional dominierendes Unternehmen – das 
bereits vor der Krise strukturelle Schwächen hatte – nunmehr ganz aus dem Markt aus-
scheiden muss. Allerdings werden die Folgen entsprechender „Reinigungsprozesse“ 
wiederum für die strukturschwachen Regionen stärker als für die strukturstarken sein, 
zumal in ersteren vielfach nur Filialbetriebe von Unternehmen existieren, deren Sitz an-
derswo lokalisiert ist. Aus diesen Filialbetrieben neue Strukturen zu schmieden, wird 
vielfach nahezu unmöglich sein. Es gibt bislang keine Anzeichen dafür, dass die allge-
meine Tendenz der Globalisierung durch die Wirtschaftskrise nachhaltig geschwächt 
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sein könnte. Dies bedeutet, dass auch die räumlichen Folgen der Globalisierung, die 
sich u. a. in einer Stärkung der Ballungsräume zeigen, unverändert fortdauern dürften. 

Erst längerfristig wird sich zeigen, ob es in der Folge der Krise zu einer allgemeinen 
Veränderung der wirtschaftlichen Strukturen kommt und neue Branchen an die Stelle 
der älteren treten, die teilweise ins Ausland abwandern. Es muss an dieser Stelle offen 
bleiben, welche Teilräume hiervon profitieren können. Einerseits ist zu erwarten, dass 
die bislang strukturstarken Regionen aufgrund ihrer gut eingespielten Innovations-
Regimes dazu in der Lage sind, die neuen Branchen zu attrahieren. Andererseits besteht 
gerade in vielen bislang strukturschwachen Räumen, nicht zuletzt in Ostdeutschland, 
besonders viel Freiraum für die Entwicklung neuer Branchen, was sich in den letzten 
Jahren u. a. im Bereich der Erneuerbaren Energien bereits gezeigt hat. 

Sofern infolge der Krise der industrielle Arbeitsplatzabbau in der Bundesrepublik 
Deutschland weiter voranschreiten wird, dürfte dies im Endeffekt zu einer weiteren 
Zentralisierung der wirtschaftlichen Kräfte führen. Es ist zu bedenken, dass nach be-
kannten Mustern eine Kompensation entfallender Industriearbeitsplätze in ländlichen 
Räumen durch entsprechende Dienstleistungsarbeitsplätze wesentlich schwieriger – 
wenn überhaupt – erreichbar sein wird als in städtischen Zentren. 

2.2  Räumlich differenzierte Wirkungen der Konjunkturprogramme 

Öffentliche Finanzströme haben eine räumliche Inzidenz, d. h. sie können unterschiedli-
che Regionen eines Landes unterschiedlich stark betreffen (vgl. z. B. Postlep, Blume 
2005; Mäding 2009). Diese räumlichen Verteilungswirkungen können gerade das Ziel 
von öffentlichen Finanzströmen sein, wie z. B. der Transferleistungen im Länderfinanz-
ausgleich, die die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse innerhalb des Bundesgebie-
tes gewährleisten sollen. Öffentliche Finanzströme, die im Rahmen eines Konjunktur-
programms fließen, verfolgen demgegenüber grundsätzlich keine ausgleichspolitischen 
Ziele. Sie sollen vielmehr die Volkswirtschaft insgesamt stabilisieren und wieder aus 
der Rezession führen.  

Eine rationale Stabilisierungspolitik schnürt ein Konjunkturpaket, d. h. sie setzt gleich-
zeitig auf unterschiedliche expansive Maßnahmen zur Krisenbewältigung (Sachverstän-
digenrat 2009, Rz. 246). Dies hat den Vorteil, dass das Risiko, dass sich eine Maßnah-
me als unwirksam herausstellt, nicht die Wirksamkeit der gesamten expansiven Fiskal-
politik infrage stellt. Außerdem vermeidet man so, dass einzelne Branchen wie die Bau-
branche an ihre Kapazitätsgrenze gelangen, was die expansiven Effekte begrenzt und 
lediglich Preissteigerungen hervorruft. 

Die politischen Entscheidungsträger müssen also eine Auswahl treffen, welche Ausga-
ben sie durch staatliche Kreditaufnahme finanzieren möchten. In Deutschland liegt die 
Stabilisierungsfunktion beim Bund, d. h. der Bund kann durch Kreditaufnahme für die 
notwendige Finanzierung der expansiven Maßnahmen in einer Rezession sorgen. Viele 
öffentliche Aufgabenbereiche, wo entsprechende expansive Ausgaben anfallen könnten, 
sind aber im Kompetenzbereich der Länder oder der Kommunen, sodass ein Konjunk-
turprogramm in Deutschland zwangsläufig eine Vielzahl von Finanzströmen im öffent-
lichen Sektor nach sich zieht. Hinzu kommt, dass Zuweisungen an die Kommunen eine 
Angelegenheit des jeweiligen Bundeslandes sind. Finanzmittel des Bundes müssen folg-
lich erst an die Bundesländer gehen, bevor sie, in deren Eigenregie, an die Kommunen 
weiterverteilt werden. 

Im Folgenden soll versucht werden aufzuzeigen, welche räumlichen Verteilungseffekte 
von den Konjunkturpaketen I und II der Bundesregierung zu erwarten und wie diese zu 
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bewerten sind. Die exakte räumliche Verteilungswirkung eines Finanzstroms lässt sich 
aber letztendlich nur empirisch ermitteln, wenn entsprechende Daten zur Verfügung 
stehen. Dies ist gegenwärtig nicht der Fall. Daher beschränken sich die folgenden Aus-
führungen auf theoretisch basierte Tendenzaussagen. 

Die Bundesregierung beschloss Ende 2008 ein erstes Konjunkturprogramm, um dem 
drohenden wirtschaftlichen Abschwung aufgrund der Weltfinanzkrise entgegenzuwir-
ken. Dieses Konjunkturpaket I umfasst im Wesentlichen Abschreibungsvergünstigun-
gen für Unternehmen, die erhöhte Absetzbarkeit von Handwerkertätigkeiten und die 
Verlängerung des Kurzarbeitergeldes. Hinzu kommt ein Kreditprogramm zur Förderung 
von mittelständischen Investitionen. Insgesamt hat das Konjunkturpaket I einen Umfang 
von 32 Mrd. € (Barabas et al. 2009: 128). 

Vor allem die Verlängerung des Kurzarbeitergeldes hat in der Tendenz die Regionen 
bevorzugt, die besonders stark von der Wirtschaftskrise betroffen sind (vgl. Abschnitt 
2.1), da die dortigen Unternehmen überproportional von einem Nachfragerückgang be-
troffen sind. Sonderabschreibungen helfen den Unternehmen, die noch einen zu ver-
steuernden Gewinn erwirtschaften, der durch die Abschreibung gemindert werden kann. 
Regionen, in denen Unternehmen überproportional hohe Verluste aufweisen, können 
von diesem Instrument kaum direkte expansive Impulse erwarten.  

Im Rahmen des Konjunkturpakets I erhöhte die Bundesregierung im Jahr 2008 die Mit-
tel für die Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur 
(GRW) um 100 Mio. €. Dieser Betrag ist explizit strukturschwachen Regionen vorbe-
halten und hat in der Tendenz einen ausgleichenden Effekt zwischen den Regionen. 

Im Januar 2009 initiierte die Bundesregierung mit dem Konjunkturpaket II einen weite-
ren expansiven Impuls in Höhe von 50 Mrd. €, verteilt über die Jahre 2009 und 2010. 
Das Konjunkturpaket II legt den Fokus auf die Erhöhung der staatlichen Investitionen. 
Kernstück des Konjunkturpakets ist ein kommunales Investitionsprogramm in Höhe von 
10 Mrd. €, das die Länder mit eigenen Mitteln um 3,3 Mrd. € aufstocken. Flankiert wird 
das kommunale Investitionsprogramm von zusätzlichen Investitionsausgaben des Bun-
des in Höhe von weiteren 4 Mrd. €. Der Bund verteilt die Mittel für das Investitionspro-
gramm nicht einheitlich auf die Bundesländer. Die neuen Bundesländer erhalten 140 € 
pro Einwohner, die alten hingegen nur 110 € (Reidenbach 2009: 257). Der Bund sieht 
folglich weiterhin einen Ausgleichsbedarf zwischen Ost- und Westdeutschland, der 
ebenfalls im Konjunkturpaket II berücksichtigt wird. 

Über die regionalen Verteilungswirkungen der Mittel aus dem Investitionsprogramm 
auf Länderebene lassen sich keine einheitliche Aussagen treffen, da der Verteilungsmo-
dus der Mittel auf die Kommunen Ländersache ist und von den Ländern unterschiedlich 
gehandhabt wird. Reidenbach (2009) skizziert überblicksartig die unterschiedlichen 
Vorgehensweisen für Bayern und Nordrhein-Westfalen. In diesem Bundesland müssen 
die Kommunen keine besonderen Kriterien erfüllen, um die Mittel abrufen zu können. 
Finanzschwächere Kommunen erhalten aber relativ mehr Zuweisungen als finanzstärke-
re Kommunen, was eine stärke Nivellierung der kommunalen Finanzausstattung nach 
sich zieht.  

In Bayern ist das Land hingegen den Weg der Projektfinanzierung gegangen. Hier müs-
sen die Kommunen einen Antrag stellen, um die bereitgestellten Mittel abrufen zu kön-
nen. Dies führt einerseits zu einer Verzögerung des expansiven Impulses aufgrund des 
administrativen Mehraufwandes. Andererseits können die Projekte besser regional auf-
einander abgestimmt werden. So werden eher die Projekte finanziert, von denen ein ho-
her regionaler Nutzen für Bürger oder Unternehmen zu erwarten ist. 
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Hinzu kommt, dass einige lokale Entscheidungsträger nicht über „Schubladenprojekte“ 
verfügten, die sie mit den Finanzmitteln des Investitionsprogramms hätten vorziehen 
können. Eine Tendenz zur Mittelverschwendung oder zur Reduktion eigener Investitio-
nen (und das Entstehen von Mitnahmeeffekten) wird durch das Fehlen einer soliden, 
mittelfristigen Finanzplanung auf lokaler Ebene stark begünstigt. Eine Untersuchung 
von Haug und Rosenfeld (2009) für den Freistaat Sachsen kommt zu dem Ergebnis, 
dass erstens für die ersten drei Quartale des Jahres 2009 keine Erhöhung der kommuna-
len Investitionen infolge des Konjunkturpakets II zustande kam, und dass zweitens we-
niger als 10 % der eingesetzten Fördermittel für die wirtschaftliche Entwicklung der in-
vestierenden Kommunen unmittelbar vorteilhaft waren. Darüber hinaus zeigt sich in 
Sachsen eine deutliche Tendenz zur Konzentration der Fördermittel auf die finanzstar-
ken Kommunen. Dies ist bisher ein punktuelles Ergebnis. Wenn in einigen Ländern Pro-
jekte realisiert werden, die sich stärker vorteilhaft auf die wirtschaftliche Entwicklung 
auswirken – wie dies etwa für Bayern zu vermuten ist –, so kann dies zu einer gewissen 
Verschiebung vor allem in den Potenzialen verschiedener strukturschwacher Regionen 
zueinander führen. Allerdings sind in Bayern aufgrund der engen Fokussierung auf das 
Thema Energetische Sanierung Überhitzungserscheinungen auf den betroffenen Märk-
ten aufgetreten. Unerwünschte Effekte bei der Preisbildung, aber auch bei der Verfüg-
barkeit entsprechender Leistungen waren die Folge. Die anhaltende Skepsis der Bauun-
ternehmer in Bayern am Jahresende 2009 bezüglich der Entwicklung des öffentlichen 
Baus im Jahr 2010 könnte darauf zurückzuführen sein, dass ein Teil der Konjunkturpro-
gramme durch Budgetkürzungen der Kommunen aufgrund einbrechender Steuern kon-
terkariert wird und der zusätzliche Investitionsimpuls damit schwächer ausfällt (Bayeri-
scher Industrie- und Handelskammertag 2010). 

Räumliche Effekte sind auch von den 50 Mio. € zu erwarten, die für den Ausbau des 
Breitbandnetzes im ländlichen Raum veranschlagt wurden (Reidenbach 2009: 258). 
Hierdurch wird der ländliche Raum insofern gestärkt, als die notwendigen Infrastruk-
turvoraussetzungen für die Entwicklung eines modernen Dienstleistungssektors ge-
schaffen werden. Auf diese Weise erhält der ländliche Raum u. a. die Möglichkeit, am 
sektoralen Wandel vom produzierenden Gewerbe zum Dienstleistungssektor zu partizi-
pieren. 

Neben dem kommunalen Investitionsprogramm ist die „Abwrackprämie“ eine weitere 
quantitativ bedeutende Einzelmaßnahme des Konjunkturpakets II mit einem Volumen 
von 5 Mrd. € (Bundesregierung 2009). Hier ist es offensichtlich, dass Standorte von Au-
tomobilherstellern, die auch kleinere Fahrzeugmodelle (z. B. Opel oder Ford) in ihrer 
Angebotspalette haben, überproportional von der Maßnahme profitieren. Unternehmen 
wie Opel hätten ohne den Impuls der Abwrackprämie unter Umständen Insolvenz an-
melden müssen und an den Opel-Standorten wären Arbeitsplätze verloren gegangen. 
Die Abwrackprämie ist aus dieser Sicht ein Instrument, das den sektoralen Wandel in 
diesen Regionen gebremst hat, und kommt in ihrer Wirkung einer Subvention nahe. Die 
Erfahrung lehrt aber, dass die gezielte Verlangsamung des Strukturwandels in der Regel 
negative Auswirkungen auf das langfristige Wachstum einer Region hat. Die mit der 
Abwrackprämie verbundene sektorale wie regionale Wettbewerbsverzerrung kann sich 
mithin für die begünstigten Regionen langfristig zum Nachteil entwickeln. Ergänzend 
ist darauf hinzuweisen, dass es infolge der Gewährung der Abwrackprämie zu entspre-
chenden unerwünschten Allokationswirkungen im Einzelhandel mit anderen langlebi-
gen Konsumgütern (Möbel etc.) gekommen ist und sich auch negative Aspekte auf dem 
Markt der freien Werkstätten ergeben haben. 
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Hinsichtlich der Ländermaßnahmen, die aus den Konjunkturprogrammen finanziert 
werden, sind insbesondere die Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur für die räumli-
che Entwicklung von Bedeutung. 

Abschließend ist noch auf die räumliche Inzidenz der Sozialausgaben (Arbeitslosen- 
und Kurzarbeitergeld) einzugehen. Diese Mittel fließen jetzt aufgrund der im System 
der Arbeitslosenfinanzierung inhärenten Mechanismen verstärkt in jene Räume, die 
grundsätzlich strukturstark sind. Tendenziell werden damit die räumlichen Disparitäten 
in Deutschland weiter verschärft, während die jetzt stärker begünstigten Regionen bis-
lang die anderen Teilräume alimentiert haben. 

Ein weiteres staatliches Handlungsfeld zur Stabilisierung der aktuellen Wirtschaftskrise 
stellen Steuerentlastungen dar. Die Bundesregierung hat mit dem zum 01.01.2010 in 
Kraft gesetzten Steuerentlastungsgesetz ein entsprechendes Gesetzespaket auf den Weg 
gebracht. Auch diesem liegen Überlegungen einer rationalen Stabilisierungspolitik 
zugrunde; allerdings lässt sich derzeit noch nicht abschätzen, welche räumlichen Wir-
kungen im Einzelnen davon ausgehen. 

2.3  Zwischenfazit 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass es infolge der globalen Wirtschafts- und 
Finanzkrise zu unterschiedlichen und teilweise gegenläufigen teilräumlichen Entwick-
lungen kommen dürfte. Insbesondere hinsichtlich der mittelfristigen Entwicklung auf 
kommunaler und regionaler Ebene ist es nur sehr eingeschränkt möglich, den Einfluss 
des Konjunktureinbruchs zu bestimmen, da dieser durch diverse andere Faktoren über-
lagert oder verstärkt wird. Da mit zunehmender Überwindung der Krise davon auszuge-
hen ist, dass der Trend zur Globalisierung weiterhin wirksam sein wird, dürften damit 
Polarisierungstendenzen vorprogrammiert sein. Für die besonders strukturschwachen 
Regionen wird es in den kommenden Jahren darum gehen, dem Abwärtssog durch den 
Zusammenbruch von regional dominierenden Filialbetrieben und die allgemeinen Fol-
gen der wachsenden Arbeitslosigkeit zu begegnen. Der Infrastrukturausbau im Rahmen 
der Konjunkturprogramme kann dabei hilfreich sein; allerdings werden zumindest die 
kommunal verantworteten Maßnahmen in einigen Bundesländern kaum dazu beitragen, 
die Zukunftsprobleme zu lösen und neue Strukturen aufzubauen. Soweit die Regional-
politik von Bund und Ländern in erster Linie ausgleichsorientiert ausgerichtet bleiben 
soll, dürfte sich folglich allein aus der Krise keine Notwendigkeit ergeben, die bisheri-
gen Strategien und Instrumente der Regionalpolitik maßgeblich zu verändern. 

3  Handlungsempfehlungen  

Bei den meisten Analysten der aktuellen wirtschaftlichen Entwicklung besteht Überein-
stimmung, dass die aktuelle wirtschaftliche Krise im Vergleich zu vorangegangenen 
Rezessionen eine eigene Qualität aufweist. Diese äußert sich im Wesentlichen in der 
bislang so nicht gekannten globalen Dimension sowie in der geradezu atemberaubenden 
Geschwindigkeit des Nachfragerückgangs in vielen wichtigen Branchen. Diese enorm 
starken Bremseffekte, gepaart mit den Unwägbarkeiten der Finanzmarktkrise, entwi-
ckelten einen erheblichen Druck auf die Politik, mit geeigneten Maßnahmen entgegen-
zusteuern.  

Daraus resultierte letztlich eine ganze Reihe von staatlichen Interventionen, die einen 
nicht unerheblichen finanziellen Aufwand erforderten. Bemerkenswert ist in diesem Zu-
sammenhang auch, dass trotz intensiver Diskussion in der Vergangenheit über ange-
messene konjunkturpolitische Instrumente eine klare strategische Orientierung, etwa an 
gewissen ordnungspolitischen Leitbildern, relativ schnell verloren ging. Dies unter-
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streicht einmal mehr, wie gravierend dieser Einschnitt im wirtschaftlichen Entwick-
lungsprozess wahrgenommen wurde und wie stark der durchaus nachvollziehbare 
Druck auf die Politik war, hier auch in notfalls sehr schnellen Aktionen Schlimmeres zu 
verhindern. 

Dies erklärt möglicherweise auch das ansonsten nicht leicht nachvollziehbare Neben-
einander von Maßnahmen zur Stimulierung des Konsums zur Stützung einzelner Unter-
nehmen, zur Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen oder auch zur Anwendung 
pragmatischer Instrumente etwa im Bereich des Arbeitsrechtes.  

Die Auseinandersetzung über Sinn und Zweckmäßigkeit des bislang angewandten In-
strumentariums braucht an dieser Stelle, im Rahmen einer regionalpolitischen Betrach-
tung, nicht im Detail aufgegriffen zu werden. Festzuhalten bleibt jedoch, dass eine gan-
ze Reihe von Interventionen, z. B. zur Sicherung der Arbeitsmarktstrukturen, regional-
wirtschaftliche Nebeneffekte hatte. Geradezu spektakulär sind in diesem Zusammen-
hang die – sicher aus ordnungspolitischer Sicht strittigen – Interventionen bei den in 
Schieflagen geratenen großen Konzernen. 

Positiv hervorzuheben und als ein sehr wirksames Instrument in der aktuellen Krisensi-
tuation ist, weitgehend unbestritten, die Veränderung der Rahmenbedingungen im Be-
reich der Anmeldung von Kurzarbeit. Hier besteht Einigkeit, dass gerade in den beson-
ders stark betroffenen Regionen, etwa der Investitionsgüterindustrien der alten Bundes-
länder, bislang gravierende Einbrüche in der Beschäftigung verhindert werden konnten. 
Dies darf aber auch nicht zu dem Schluss verleiten, dass damit dauerhaft notwendig 
werdende Kapazitätsanpassungen in einem über die Krise beschleunigten wirtschaftli-
chen Strukturwandel verhindert werden könnten.  

Was bleibt, ist die nach wie vor unbefriedigende Situation, dass eine in sich schlüssige 
Ausgestaltung konjunktur- und strukturpolitischer Aktivitäten schwer erkennbar ist. 
Dieses Dilemma manifestiert sich nicht zuletzt in den doch sehr strittigen Diskussionen 
über die Inhalte des kürzlich verabschiedeten Wachstumsbeschleunigungsgesetzes. In 
der Klemme zwischen einem immer dringlicher werdenden Sparzwang einerseits und 
dem Willen zur Gestaltung wachstumsfördernder Rahmenbedingungen, speziell auf 
dem Wege von Steuererleichterungen, andererseits, wird der Beitrag zur Krisenbewälti-
gung dieser gesetzlichen Regelung infrage gestellt und zumindest in seiner Wirkung re-
lativiert. Dies auch unter dem Gesichtspunkt, dass bei gegebenem Finanzrahmen ohne-
hin nur partielle Impulse gesetzt werden können.  

Vor diesem Hintergrund gibt der Ad-hoc-Arbeitskreis Wirtschaftskrise und Regional-
entwicklung der ARL folgende Handlungsempfehlungen, um in der Struktur- und Regi-
onalpolitik Kurs zu halten: 

 Strukturellen Wandel auf allen Ebenen unterstützen, nicht hemmen 

Ausgehend von der Annahme, dass die aktuelle Wirtschaftskrise langfristig den struktu-
rellen Wandel der Wirtschaft eher beschleunigt, sollte Regional- und Strukturpolitik 
künftig verstärkt darauf ausgerichtet werden, entsprechende Veränderungstendenzen, 
etwa in Richtung auf eine noch stärkere Ausweitung der Dienstleistungssektoren oder 
neuer Technologien, aktiv zu begleiten, die Anpassungsfähigkeit der Unternehmen zu 
unterstützen und die Wettbewerbsfähigkeit der heimischen Wirtschaft verstärkt in den 
Fokus zu nehmen. Eine Umsetzung könnte in durchaus bekannten Aktionsfeldern, wie 
etwa der Förderung von Forschung und Innovation (Thierstein 2009), dem Technologie-
transfer oder auch ganz generell in einer Optimierung der Bildungsstrukturen, stattfin-
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den, die auch in mittel- und langfristigen Aspekten der demografischen Veränderung ein 
zunehmendes Gewicht erfahren werden. 

Staat, Region und Kommune stehen hier gemeinsam in der Pflicht: 

Auf staatlicher Ebene sollen künftig Diversifizierungsstrategien ein höheres Gewicht 
eingeräumt werden. Breit aufgestellte Wirtschaftsräume haben in wirtschaftlich schwie-
rigen Zeiten deutliche Vorteile, da sie konjunkturelle Schwankungen leichter ausglei-
chen können. Clusterstrategien, die oft als Königsweg propagiert werden, sind dagegen 
oft risikoreich, vor allem dann, wenn sich monostrukturell geprägte Wirtschaftsräume 
herausbilden. Andererseits sollte die Politik aber auch nicht wieder ins Gegenteil um-
schlagen. Cluster-Förderung im Sinne einer Unterstützung von Stärken innerhalb von 
schwachen Regionen wird auch in Zukunft Erfolg versprechender sein als eine Politik, 
die sich verzettelt. Demnach gilt es, das Spannungsverhältnis zwischen beiden Strate-
gien im konkreten Einzelfall unter Berücksichtigung des jeweiligen regionalpolitischen 
Nutzens aufzulösen. 

Strukturerhaltende finanzielle Zuwendungen für wegbrechende Branchen und Unter-
nehmen sind demgegenüber tunlichst zu vermeiden. Wenn entsprechende Subventionen 
aufgrund des öffentlichen bzw. politischen Drucks nicht zu vermeiden sind, dann sollten 
sie auf maximal fünf Jahre beschränkt und ihr Einsatz evaluiert werden. 

Zudem sollte sich der Staat bei der Unterstützung des wirtschaftlichen Strukturwandels 
den Möglichkeiten dezentraler Steuerung verstärkt öffnen und den Regionen und Kom-
munen entsprechend mehr Freiheitsgrade einräumen. Zwar besteht damit die Gefahr, 
dass ein landesweit abgestimmtes, einheitliches Fördersystem zugunsten eines (im Ex-
tremfall) „Flickenteppichs“ regionaler und lokaler Förderregeln aufgeweicht würde. 
Dennoch spricht einiges für eine stärkere Einbeziehung regionaler und kommunaler 
Ebenen, da hierdurch die unterschiedlichen Förderprogramme Sonderentwicklungen in 
einzelnen Branchen und/oder bei spezifischen Standortanforderungen besser Rechnung 
tragen können und der Mitteleinsatz damit ggf. zielgenauer erfolgen könnte. Vorausset-
zung dafür ist jedoch, dass Staat, Region und Kommunen im Bereich der Struktur- und 
Regionalpolitik ihre Anstrengungen zur Koordinierung ihrer unterschiedlichen Aktio-
nen deutlich erhöhen und künftig noch besser zusammenwirken. 

Auf der regionalen Ebene eröffnet sich mit der optimierten Gestaltung der Verflech-
tungsmuster innerhalb der einzelnen Regionen ein wichtiges Handlungsfeld im Bereich 
der Wirtschaftsförderung. Zielrichtung muss es sein, die räumliche Arbeitsteilung zu 
optimieren und so nachteilige Entwicklungen insbesondere auch im peripheren Bereich 
zu begrenzen.  

Damit wird die (indirekte) Möglichkeit angesprochen, die Wirtschaft einer Region über 
die Regional Governance zu stabilisieren. So kann beispielsweise eine entsprechende 
Governance die Netzwerkbildung in einer Region befördern und die Region folglich ro-
buster machen gegenüber wirtschaftlichen Schwächeanfällen einerseits sowie ihre wirt-
schaftliche Erholung durch Kooperationen andererseits beschleunigen. 

Einen ersten wichtigen Schritt stellt dabei die gemeinsame Definition eines regionalen 
Leitbildes der Wirtschaftsentwicklung dar, das möglicherweise unter dem Gesichts-
punkt der krisenbedingten Veränderungen der Modifizierung bedarf. Schlagworte sind 
hier die Festlegung entsprechender Stärkemuster, also die Abgrenzung bestimmter, auch 
im Sinne der Wettbewerbsfähigkeit zukunftsfähiger Netzwerkstrukturen. Der Organisa-
tion solcher Netzwerke auf der regionalen Ebene wird auch in Zukunft eine noch ge-
steigerte Bedeutung zukommen. Wichtige Funktionen ergeben sich dabei vielfach für 
die regionale Wirtschaftsförderung, die vor Ort maßgeblich die Rahmenbedingungen 
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mitgestalten kann. Hinzuweisen wäre hier auf Themen wie die Fachkräftesicherung 
oder der regionale Einfluss auf die Ausgestaltung der Bildungsangebote. Eine besondere 
Bedeutung wird aber auch nach wie vor der wirtschaftsrelevanten Infrastrukturausstat-
tung zukommen und hier in besonderem Maße der Sicherung von Mobilität und ver-
kehrlicher Erreichbarkeit. Gerade Letzteres ist unabdingbare Voraussetzung, um den 
Bewohnern peripherer Räume die Erreichbarkeit von Arbeitsplätzen in den Zentren zu 
erleichtern. 

Langfristig kann eine Region versuchen, ihre Wirtschaftsstruktur zu optimieren. Wie 
schon auf der staatlichen Ebene gilt es, dabei einen trade off zwischen Spezialisierung 
(hohe Wachstumsraten) und Diversifizierung (stabile Wachstumsraten) auszu-
balancieren. Als Instrumente dienen dabei die regionale Infrastrukturausstattung und die 
regionale Flächenpolitik, die zum Teil durch die Regional- und Stadtplanung unterstützt 
wird. Bei der Infrastrukturpolitik muss dabei den modernen Kommunikationsmedien 
(Mobilfunk, Internet) besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden. 

Auf der kommunalen Ebene kann eine Gebietskörperschaft nur sehr begrenzt auf eine 
Wirtschaftskrise dieses Ausmaßes reagieren. Im Bereich der Pflichtaufgaben bestimmen 
letztendlich Vorgaben des Landes und des Bundes die lokalen Handlungsspielräume. 
Hierfür gibt es mindestens zwei Gründe: 

1. Die wichtigsten Einnahmequellen der Kommunen sind in ihrer Entwicklung ein-
deutig prozyklisch. Im konjunkturellen Abschwung nehmen sowohl die Gewerbe- 
wie die Einkommensteuerzuflüsse ab. Letzteres ist besonders problematisch, wenn 
man berücksichtigt, dass rund 70 % der Investitionen der öffentlichen Hände durch 
die Gebietskörperschaften getätigt werden. Auch Konjunkturprogramme sind für 
manche Kommunen nur beschränkt hilfreich, weil ihnen die Eigenmittel fehlen, um 
die staatlichen Zuschüsse zu ergänzen. Deshalb ist der „bayerische Weg“, finanziell 
angeschlagenen Kommunen zusätzlich die Eigenmittel vorzustrecken, durchaus 
nachvollziehbar. 

2. Zugleich steigen die Ausgaben für die Pflichtaufgaben der Städte und Gemeinden 
mit nachlassender Konjunktur ebenfalls prozyklisch an. Die Zahl der Leistungs-
empfänger nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) nimmt zu, ebenso steigen die freiwil-
ligen sozialen Leistungen der Kommunen. 

Die Umsetzung des Konjunkturpakets II hat offengelegt, dass eine Reihe von Gemein-
den weder über mittelfristige Investitionspläne noch über fertige Schubladenprojekte 
verfügte. In Anbetracht der angespannten Haushaltslage wäre eine verstärkte Nutzung 
dieser Instrumente seitens der Kommunen aber auf alle Fälle zielführend. 

Eine nachhaltige Reform der Kommunalfinanzen sowie ein deutlicher Abbau der über-
mäßigen Eingriffe von Bund und Ländern in die kommunale Autonomie sind dringend 
erforderlich. Soweit sich der Gesetzgeber hierzu nicht entschließen kann, sollten die 
Kommunen innerhalb des gegenwärtigen Rahmens unverändert alle Möglichkeiten nut-
zen, um ihre wirtschaftliche Entwicklung zu fördern. Vielfältige Ansatzpunkte stehen 
dabei zur Verfügung; sie reichen u. a. von der Bestandspflege des bestehenden Gewer-
bes über die Einrichtung wirtschaftsfreundlicher Verwaltungsstrukturen und -abläufe 
(z. B. betrifft dies die Ausschreibung und Abwicklung von Vergaben im Beschaffungs-
wesen) bis hin zur Forcierung des regionalen Standortmarketings. Internationales und 
nationales Standortmarketing sollte dagegen von der Kommune nur im Verbund mit der 
Landes- oder Bundesebene erfolgen. Das Standortmarketing auf der übergeordneten 
Ebene sollte dabei gleichzeitig vermeiden, potenzielle Investoren gezielt auf Regionen 
zu lenken, in denen es zu einer Schieflage von großen Konzernen gekommen ist (s. o.), 
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da dies die Entwicklungschancen der sonstigen ländlichen und strukturschwachen Räu-
men bremst. 

 

 Erwartete räumliche Konzentration nicht verhindern, aber am regionalpoliti-
schen Ausgleichsziel festhalten 

Wenn als Folge der Wirtschafts- und Finanzkrise von Seiten des Bundes in erster Linie 
versucht wird, eine auf die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
insgesamt orientierte Politik zu implementieren, wird es aber von staatlicher Seite dar-
auf ankommen, auf die regional sehr unterschiedlichen Folgewirkungen zu reagieren. 
Grundsätzlich muss wohl davon ausgegangen werden, dass es in der Zukunft zu einer 
weiteren Verschärfung regionaler Disparitäten kommen wird, unterstellt, dass die Ar-
beitsplatzbedeutung gerade im produzierenden Bereich weiter absinken wird und die 
Konzentration der Dienstleistungsfunktion sowie der wissensintensiven Branchen auf 
die Zentren sich eher verstärkt.  

Regionalpolitik in der Bundesrepublik Deutschland ist als Teil der allgemeinen Wirt-
schaftspolitik vor allem darauf gerichtet, dass strukturschwache Regionen durch Aus-
gleich ihrer Standortnachteile Anschluss an die gesamtwirtschaftliche Entwicklung hal-
ten und regionale Disparitäten abgebaut werden. Ausdrücklich tritt dieser Arbeitskreis 
dafür ein, auch künftig an diesem Politikbereich und insbesondere an dem aus dem So-
zialstaatsprinzip abgeleiteten Ausgleichsziel festzuhalten. Dies kann dazu beitragen, den 
räumlichen Strukturwandel sozial abzufedern und den peripheren Räumen neue Zu-
kunftschancen zu eröffnen. Innerhalb der strukturschwachen Räume sollten solche 
Standorte und solche Branchen in besonderem Maße gestärkt werden, die sich in beson-
derer Weise anstrengen, eigene, tragfähige Entwicklungsperspektiven und -pläne zu 
entwickeln. Demgegenüber ist eine Regionalpolitik abzulehnen, die lediglich darauf ab-
zielt, die allgemeine Entwicklung der Wirtschaft aufzuhalten und die betreffenden Teil-
räume lediglich alimentiert, ohne eine Gegenleistung einzufordern. Denn dadurch wird 
retardierenden Verhaltensweisen und einer Subventionsmentalität nur Vorschub geleis-
tet. 

Unabhängig davon gilt es, das Ausgleichsziel auch für andere raumwirksame Fachpoli-
tiken verstärkt einzufordern. Einschlägige Fachplanungen sind hier die Förderung von 
Forschung und Innovation, die Technologieförderung, die Bildungspolitik und die In-
frastrukturpolitik einschließlich des Ausbaus des Breitbandnetzes. 

 Verstaubte Regelungen im öffentlichen Sektor über Bord werfen 

Die aktuelle Wirtschaftskrise sollte zum Anlass genommen werden, von längst über-
flüssigen Regelungen im öffentlichen Sektor Abstand zu nehmen. Nach Durchschreiten 
der Talsohle sollten die notwendigen Reformen vor allem auch dazu genutzt werden, 
die Wachstumskräfte der Wirtschaft zu stärken. Folgende Ansatzpunkte sollten dabei im 
Fokus stehen: 

 Steuer- und Abgabenpolitik: Reibungsverluste ergeben sich schon durch die Tatsa-
che, dass einer partiellen steuerlichen Erleichterung, etwa im Bereich der Unter-
nehmenssteuern oder auch der Erbschaftsteuer auf Bundesebene, nun eine Welle 
von zunehmenden Belastungen auf der kommunalen Ebene zu folgen droht, was 
negative Effekte auf die wirtschaftliche Entwicklung an einigen Standorten haben 
dürfte. Die Anhebung der Gewerbesteuerhebesätze und auch die Steigerung von 
Gebühren und Abgaben durch Städte und Gemeinden offenbaren die dringende 
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Notwendigkeit, hier zu klareren Strukturierungen und zu einer Neuordnung der 
Kommunalfinanzen zu kommen. 

 Förderwesen: Trotz Föderalismusreform wurden viele Mischfinanzierungen, bei 
denen – wie etwa bei der regionalen Wirtschaftsförderung – Bund und Länder ge-
meinsam Zuwendungsgeber sind, beibehalten. Hinzu kommt, dass die nationalen 
Fördermittel häufig mit EU-Mitteln kofinanziert werden. Dies erschwert nicht nur 
den Vollzug vieler Förderprogramme, sondern führt in der Praxis auch dazu, dass 
Zuwendungsempfänger und Förderstellen von verschiedenen Kontrollbehörden ent-
sprechend ihren Zuständigkeiten oft mehrmals pro Jahr geprüft werden, und zwar 
sowohl ex ante als auch ex post. Zu fordern ist deshalb, Mischfinanzierungen nach 
Möglichkeit zu bereinigen, den „Förderdschungel“ unter Effizienzgesichtspunkten 
zu durchforsten und einfacher zu gestalten.  
Darüber hinaus erweist sich die starke Zersplitterung von Förderstellen vor Ort viel-
fach als Hemmnis. So sind etwa im Bereich der regionalen Wirtschaftsförderung 
neben staatlichen Stellen (EU-Kommission, Bund- und Länderministerien, Regie-
rungen bzw. Regierungspräsidien) auch teilweise miteinander konkurrierende öf-
fentliche Förderbanken, Arbeitsagenturen, Kammern und kommunale Wirtschafts-
förderstellen aktiv. Bei mangelnder Abstimmung führt dies zu Reibungsverlusten, 
insbesondere dann, wenn die jeweilige Hausbank wenig Geschick im Umgang mit 
den unterschiedlichen Förderstellen bzw. wenig Einsatz für den konkreten Förder-
fall zeigt. Zudem besteht die Gefahr, dass ineffiziente Doppelstrukturen entstehen 
und der Antragsteller mangels klarer, nach außen kommunizierter Zuständigkeiten 
nicht weiß, an wen er sich mit seinem Förderanliegen wenden kann. Zu fordern ist 
deshalb die Schaffung eindeutiger Ansprechpartner für die Wirtschaftsförderung in 
der Region. 

 Reform der Kommunalfinanzen: In der aktuellen Wirtschaftskrise rächt sich, dass 
der vor rd. 10 Jahren unternommene Versuch, die Kommunalfinanzen grundlegend 
zu reformieren, stecken geblieben ist. Nach wie vor ist deshalb das kommunale Fi-
nanzsystem eher unterfinanziert und von hoher Konjunkturreagibilität. Ziel einer 
Kommunalfinanzreform muss demnach sein, das kommunale Finanzsystem sowohl 
einnahme- als auch ausgabeseitig neu zu justieren und es weniger abhängig von 
konjunkturellen Schwankungen zu machen. Bei der Gewerbesteuer besteht eine 
Möglichkeit etwa darin, sie auf mehrere Schultern zu verteilen. Negative Effekte für 
die Substanz sollten vermieden werden. 

 Bürokratieabbau: Vor dem Hintergrund, dass die deutsche Wirtschaft allein für 
amtliche Statistiken und Anträge sowie zur Erfüllung von Vorschriften zur Rech-
nungslegung bzw. zur Aufbewahrung von Belegen schätzungsweise 50 Mrd. € auf-
wenden muss und die Berechnung und Abführung der Umsatzsteuer, der Lohnsteu-
er sowie der Sozialabgaben nach Berechnungen des IW Köln Kosten von knapp 15 
Mrd. € verursacht, ist die Forderung nach einem weiteren Bürokratieabbau gerecht-
fertigt. Es gilt, einen möglichst großen Anteil der hierdurch gebundenen finanziel-
len Ressourcen für Investitionen, Wachstum und Beschäftigung freizusetzen und 
den beginnenden Aufschwung dadurch zu stabilisieren. 

 Strukturschwachen Regionen nur mit überzeugenden Entwicklungskonzepten 
beim Aufbau helfen und Fördersysteme durch laufende Evaluierung effizient 
halten 

Wenn der regionalen und örtlichen Ebene – wie gefordert – eine erhöhte Mitverantwor-
tung bei der Regionalpolitik übertragen werden soll, ist eine bessere Verzahnung dieses 
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Politikbereichs sowohl in vertikaler Hinsicht zwischen den unterschiedlichen staatlichen 
und kommunalen Ebenen als auch horizontal mit den übrigen raumwirksamen Fachpoli-
tiken unabdingbar. Ansatzpunkte dafür bieten mittelfristig angelegte regionale Entwick-
lungskonzepte, die gemeinsam mit den Akteuren vor Ort auf der Grundlage von Stär-
ken-Schwächen-Analysen im Gegenstromprinzip erarbeitet und durch koordiniertes 
Handeln der Akteure umgesetzt werden. Insbesondere in strukturschwachen Regionen, 
in denen das Zusammenspiel der Akteure besonders gut funktionieren muss, um spürba-
re Aufbauimpulse zu setzen, sollten mittelfristig angelegte Entwicklungskonzepte sogar 
zur Voraussetzung der Förderung gemacht werden. Ihre Umsetzung muss aus Effi-
zienzgründen kontinuierlich evaluiert werden, um eine bessere Feinsteuerung der Pro-
gramme zu erreichen und Dualitäten sowie Überschneidungen von Fördertatbeständen 
zu vermeiden. 

4  Fazit 

Die Wirtschafts- und Finanzkrise stellt die Regionen und die Regionalpolitik vor unter-
schiedliche Herausforderungen. Es bleibt zu fragen, ob die Leitbilder der Regionalpoli-
tik überdacht werden sollten, wenn die Wirtschaftskrise sich so nachhaltig (negativ) auf 
die Regionen auswirkt. Ist ein Umdenken in der Regionalpolitik notwendig? 

Während kurzfristig räumlich nivellierende Tendenzen zu erkennen sind, können mittel-
fristig (wieder einmal) strukturschwache Regionen aufgrund der instabilen Lage der 
weltwirtschaftlichen Rezession und ihren binnenwirtschaftlichen Folgen nicht standhal-
ten. Die zur Abmilderung der Wirtschaftskrise durchgeführten Konjunkturprogramme 
wirken dabei zumeist nur in geringem Umfang und sogar in einigen Fällen verstärkend 
auf die Polarisierung. Die Trends der Globalisierung sind damit auch in der Weltwirt-
schaftskrise weiterhin wirksam. Aus der Krise ergibt sich damit für ein Umdenken in 
der Regionalpolitik, soweit sie weiterhin ausgleichsorientiert ausgerichtet bleiben soll, 
keine Notwendigkeit. Dabei sollte die erwartete räumliche Konzentration nicht verhin-
dert, sondern begleitet werden. 

Begleitung des beschleunigten Strukturwandels 

Der Beschleunigung des Strukturwandels durch die Wirtschaftskrise ist durch die ver-
schiedenen Ebenen in unterschiedlicher Form zu begegnen. Dabei sollte der Wandel, 
der die einzelnen Regionen mehr oder minder durch die Wirtschaftskrise trifft, als 
Chance für eine langfristig nachhaltige und stabilere Zukunft verstanden werden. 

Konjunkturprogramme und wirtschaftspolitische Maßnahmen zur Erhaltung bestehen-
der Strukturen bremsen nur den Strukturwandel, ohne ihn jedoch langfristig aufhalten 
zu können. Die Wirtschaftskrise zeigt deutlich, dass ein weiteres Wirtschaften wie bis-
her auf Dauer nicht möglich sein wird. Vielmehr sollten die Regionen nach einer nach-
haltigen Ausrichtung der Wirtschaftsstrukturen streben und nicht nach einer Konservie-
rung vergangener Strukturen. Eine weitere Forcierung des Bürokratieabbaus und der 
Fachkräftequalifizierung sollte auch in den Regionen eigenständig erfolgen. Investitio-
nen in vorhandenes Humankapital haben mindestens die gleiche, wenn nicht eine höhe-
re Bedeutung für die regionale Entwicklung als Investitionen in die Infrastruktur. Dabei 
sollte die Regionalförderung sich auf zukunftsorientierte, regionsspezifische Branchen 
ausrichten, die die Potenziale der Region bestmöglich abrufen können. 

Größere Handlungsspielräume für die Regionen und insbesondere Kommunen lassen 
sie weniger anfällig und abhängig von staatlichen Maßnahmen werden. Die Wirt-
schaftskrise führt die Kommunen in noch stärkere finanzielle Engpässe (Rosenfeld 
2009), die Konjunkturreagibilität der kommunalen Finanzen muss reduziert werden. 
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Diese Zeit des Umbruchs bildet somit eine Chance der Implementierung längst überfäl-
liger Reformen bei den Kommunalfinanzen. Weitere verstaubte Regelungen im öffentli-
chen Sektor (z. B. die Überregulierung der Kommunen, fehlende Abstimmungen zwi-
schen Förderprogrammen) wirken gerade in Krisen hemmend und müssen abgeschafft 
werden.  

Schlussfolgerungen für die nächste Konjunkturkrise 

Die Erfahrungen der jetzigen Krise und der Reaktionen zeigen, dass fehlende Rücklagen 
und fehlende Strategien zu ineffizientem und unabgestimmtem Nebeneinander von 
schnellen Aktionen führen. Die fehlenden Freiheitsgrade auf Seiten der Regionen und 
Kommunen lassen regional unterschiedliche und flexible Handlungsmöglichkeiten 
kaum zu, Handlungen des Staates können regionale Besonderheiten nur bedingt berück-
sichtigen.  

Eine bessere Abstimmung zwischen den Ebenen und der Maßnahmen setzt entspre-
chende Vorarbeiten und Sicherheiten voraus, um in zukünftigen Krisen schnell und effi-
zient reagieren zu können. Entsprechende Finanzanpassungen und „Schubladenpro-
gramme“ sind hierfür notwendig. Dies gilt sowohl für den Staat als auch die Regionen 
und Kommunen: Strukturschwachen Regionen und Kommunen sollte dabei nur beim 
Aufbau geholfen werden, wenn sie eine überzeugende Konzeption vorlegen können. 

Ein Weiterdenken der Maßnahmen über den kurzfristigen Zeitraum hinaus lässt Mög-
lichkeiten zur Berücksichtigung weiterer Herausforderungen zu, denen die Regionen 
und Kommunen ausgesetzt sind: Neue Möglichkeiten lassen sich auch in der Verwirkli-
chung wirtschaftlicher Potenziale der Klimaanpassung erzielen (ARL 2009). Eine Inte-
gration klima- und wirtschaftspolitischer Ziele ist nicht nur auf der Ebene der Regional-
planung sehr gut möglich, sondern für ein nachhaltiges Wirtschaften auch sinnvoll und 
notwendig (Lang 2009).  

Insgesamt verdeutlichen die Herausforderungen durch die Wirtschaftskrise, dass flexib-
lere Handlungsweisen durch Staat und Kommunen notwendig sind. Länder, Regionen 
und Kommunen müssen angepasst an ihre Situation handeln können, denn eine zentrali-
sierte Politik lässt wenig Spielraum zu und nur große Interessengruppen profitieren. Ei-
ne eigenständige und selbstverantwortliche Regional- und Kommunalpolitik wird – 
trotz oder gerade wegen globaler Probleme – immer wichtiger. 
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